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chon vor 2015 sind immer 
mehr Menschen über das Mit­
telmeer geflohen. Es gab viele 

Berichte über Menschen, die bei ih­
rer Flucht umgekommen sind. Ab 
2015 wurde das Schicksal von Ge­
flüchteten auch in Deutschland für 
viele Bürger*innen immer greifba­
rer. Es entstanden viele persönliche 
Begegnungen, in denen geflüchtete 
Menschen von ihren dramatischen 
Erfahrungen auf der Flucht berich­
teten. Mehr Menschen als jemals 
zuvor engagierten sich und zeigten 
sich solidarisch. Die privaten See­
notretter*innen wurden dort aktiv, 
wo andere Hilfe fern war. Auf dem 
Meer erinnerten sie daran, was 
wirklich zählt. Die Rettung von 
Menschenleben. Wo es ihnen mög­
lich ist, tun sie das bis heute. Ich bin 
den Menschen dankbar, die auch 
unter schwierigsten Bedingungen 
weiterhin in Not geratene Men­
schen auf dem Mittelmeer retten. 

Auf einen Sommer des Willkom­
mens folgte bekanntermaßen eine 
Phase, in der sich unsere Gesell­
schaft polarisiert hat. Rechte Kräfte 
schüren Rassismus, Ausgrenzung 
und Gewalt gegen Geflüchtete und 
ihre Unterstützer*innen. Und trotz­
dem gibt es weiterhin auch einen 
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Die Linie der EU bei der Flüchtlings-
politik ist uneinheitlich. Warum dies
fahrlässig und menschenverachtend 

ist, beschreibt Katrin Göring-Eckardt 
von Bündnis 90/Die Grünen.
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großen Rückhalt für eine mensch­
liche Flüchtlings­ und Migrations­
politik in unserer Gesellschaft. 
Über 140 deutsche Städte haben 
sich der Initiative „Sichere Häfen“ 
angeschlossen, um ihre Aufnah­
mebereitschaft zu zeigen. Von der 
Regierung gab es dagegen wenige 
Zeichen der Hoffnung und selbst 
diese blieben bisher weitgehend 
uneingelöst – wie zuletzt die Ab­
sicht, 1600 Kinder aus den griechi­
schen Elendslagern aufzunehmen. 
Oder die Vereinbarung von Mal­
ta vom Herbst 2019, in der sich 
Deutschland neben einigen ande­
ren Ländern offen zur Aufnahme 
aus Seenot Geretteter zeigte. Jetzt 
stehen wir mitten in einer weiteren 
globalen Krise. Die Bekämpfung 
des Coronavirus betrifft jeden ein­
zelnen Menschen genauso wie die 
Staatengemeinschaft und natür­
lich auch die globale Flüchtlings­ 
und Migrationspolitik. UNHCR 
(Flüchtlingshilfswerk der Vereinten 
Nationen) und IOM (Internationale 
Organisation für Migration) haben 
ihre Resettlement­Verfahren aus­
gesetzt, geschlossene Grenzen er­
schweren auch Seenotretter*innen 
die Einreise, sodass viele Missionen 
nicht stattfinden können. →  
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Während sich die europäi­
schen Staaten aus dem Mit­
telmeerraum zurückgezogen 

haben, ist das Engagement der 
privaten Seenotretter*innen unver­
zichtbar geworden. Die italienische 
Marinemission „Mare Nostrum“ 
hatte 2013 und 2014 noch die Aufga­
be, Menschen zu retten. Die von der 
EU getragenen Nachfolgeoperatio­
nen „Triton“ und „Sophia“ setzten 
dagegen auf Abwehr und die Be­
kämpfung von Schleppern. Die EU 
beendete im März 2019 den Einsatz 
von Schiffen im Rahmen der Ope­
ration „Sophia“ vor der libyschen 
Küste, nachdem Italien sich unter 
dem damaligen rechtspopulisti­
schen Innenminister  Matteo Sal­
vini weigerte, aus Seenot gerettete 
Menschen aufzunehmen. Die neue 
EU­Mission „Irini“, die das Waffen­
embargo gegenüber Libyen kon­
trollieren soll, bewegt sich gleich 
ganz an den Fluchtrouten vorbei. 
Knapp 100.000 Menschen kamen 
2019 über das Mittelmeer nach Eu­
ropa. Mindestens 1200 Menschen 
verloren dabei ihr Leben. Die Dun­
kelziffer dürfte weitaus höher sein. 
Die zentrale Mittelmeerroute ist 
und bleibt die gefährlichste Meer­
querung der Welt.

Die privaten Seenotretter*innen 
wurden in den letzten Jahren im­

mer stärkeren Repressalien aus­
gesetzt. Sie wurden als Schlepper 
kriminalisiert, obwohl sie Men­
schen vor dem Ertrinken bewahren 
und damit zwingendes Seerecht 
umsetzen. Immer häufiger kam 
es vor, dass einzelne Mitglieds­
staaten, insbesondere Italien, die 
Erlaubnis zum Anlegen verwei­
gerten. Schiffe der zivilen See­
notrettung mussten mitsamt den  
Geretteten tage­ und zum Teil wo­
chenlang auf offener See aushar­
ren. Das alles, weil unter den Re­
gierungen der EU­ Mitgliedsstaaten 
keine Einigung über eine Aufnah­
me erzielt werden konnte. Die hu­
manitären Grundsätze der Euro­

päischen  Union gerieten  immer 
wieder ins Hintertreffen. Die Situa­
tion in Libyen eskalierte immer 
weiter. Schutzsuchende sind dort 
schwersten Menschenrechtsver­
letzungen ausgesetzt und doch 
wurden immer wieder Geflüchtete 
rechtswidrig dorthin zurückver­
bracht. Es darf nicht sein, dass die 
im  See­ und Völkerrecht verbriefte 
Pflicht zur Rettung infrage gestellt 
wird. Schiffskapitän*innen dürfen 
niemals für die Seenotrettung straf­
rechtlich verfolgt werden. Die Aus­
schiffung in einen sicheren Hafen 
muss  international vorhersehbar, 
transparent und verlässlich gere­
gelt werden. 

Bis heute gibt es kei­
ne zivile europäi­

sche  See not rettung. 
Dabei ist der angeb­

liche Pull­Effekt von Seenot­
rettung seit Langem wider­

legt. Wir brauchen eine durch 
die EU unterstützte zivile Seenot­
rettung im Mittelmeer. Gerettete 
müssen im Anschluss nach einem 
fairen und verbindlichen Verfah­
ren europaweit verteilt werden. 
Das Dublin­System ist gescheitert 
und bedarf einer dringenden Re­
formierung. Viel zu lange wurde 
die Überforderung der Länder an 
den südlichen Außengrenzen igno­
riert. Was das bedeutet, zeigt sich 
auf drastische Weise in den griechi­
schen Elendslagern. Wir brauchen 
endlich legale Zugangswege nach 
Europa und Deutschland. Wenn 
wir großzügige Kontingente von 
Schutzbedürftigen aufnehmen, 
müssen sich weitaus weniger Men­
schen auf die gefährliche Flucht be­
geben. 

Menschen, die in Seenot gera­
ten, vor dem Ertrinken zu retten ist 
ein humanitärer Imperativ. Das ist 
nicht verhandelbar. Der Schutz von 
Menschen, die vor Krieg und Ver­
folgung fliehen, ist nicht verhan­
delbar. Dafür setze ich mich auch 
in Zukunft mit viel Herzblut ein. ●

 

Angela Merkel, CDU „Die Seenotrettung ist für uns 
nicht nur Verpflichtung, sondern sie ist ein Gebot 
der Humanität“, so die Bundeskanzlerin. Dabei 
 könne nicht für jedes Schiff „ad hoc eine Einzel-
lösung“ gefunden werden. Merkel teilte die Kritik 
der EU­Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen am sogenannten Dublin­System. Quelle: Die WELT

Horst Seehofer, CSU Innenminister Horst Seehofer 
hat mit Verärgerung auf Kritik an seinem Angebot 
reagiert, ein Viertel der im Mittelmeer  Geretteten 
in Deutschland aufzunehmen. „Es ist unglaublich, 
dass man sich als Bundesinnen minister für die 
Rettung von Menschen vor dem Ertrinken recht­
fertigen muss“, sagte er. Quelle: Tagesschau

Frank Schwabe, SPD „Eine Kriminalisierung der 
Seenotrettung darf es aber nicht geben. Im
Rahmen der deutschen Ratspräsidentschaft 
müssen wir alles daransetzen, dass erneut eine 
gemeinsame europäische Rettungsmission 
 eingesetzt wird.“ Quelle: www.spdfraktion.de

Linda Teuteberg, FDP „Wir brauchen einen neuen 
Ansatz, europäisch und staatlich die Seenot­
rettung zu organisieren. Es ist eine staatliche Auf­
gabe, die Seenotrettung und die Küstenwache“, 
argumentiert Teuteberg. Deshalb sollte sie nicht 
privaten Initiativen überlassen werden, auch wenn 
dies humanitär richtig sei. Quelle: ZDF, fdp.de
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